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Norm

B-VG Art.133 Abs4
INVEKOS-GIS-V 2011 89 Abs2
MOG 2007 §19 Abs3

MOG 2007 §6

MOG 2007 §8i

VWGVG §24 Abs4

VWGVG §28 Abs1

VWGVG §28 Abs2

. B-VG Art. 133 heute

—_

2. B-VG Art. 133 giiltig von 01.01.2019 bis 24.05.2018zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 138/2017

3. B-VG Art. 133 giiltig ab 01.01.2019zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 22/2018

4. B-VG Art. 133 glltig von 25.05.2018 bis 31.12.2018zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 22/2018

5. B-VG Art. 133 giiltig von 01.08.2014 bis 24.05.2018zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 164/2013

6. B-VG Art. 133 giltig von 01.01.2014 bis 31.07.2014zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 51/2012

7. B-VG Art. 133 guiltig von 01.01.2004 bis 31.12.2013zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 100/2003

8. B-VG Art. 133 giiltig von 01.01.1975 bis 31.12.2003zuletzt geandert durch BGBI. Nr. 444/1974

9. B-VG Art. 133 giltig von 25.12.1946 bis 31.12.1974zuletzt geandert durch BGBI. Nr. 211/1946
10. B-VG Art. 133 gultig von 19.12.1945 bis 24.12.1946zuletzt geandert durch StGBI. Nr. 4/1945
11. B-VG Art. 133 gultig von 03.01.1930 bis 30.06.1934

1. 89 glltig von 27.08.2013 bis 07.05.2015 aufgehoben durch BGBI. Il Nr. 100/2015

2. 89 glltig von 13.10.2011 bis 26.08.2013

1. VWGVG § 24 heute

2. VWGVG § 24 glltig ab 01.01.2019zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 138/2017

3. VWGVG § 24 glltig von 01.01.2017 bis 31.12.2018zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 24/2017

4. VwWGVG § 24 giltig von 01.01.2014 bis 31.12.2016

1. VWGVG 8§ 28 heute

2. VWGVG § 28 gliltig ab 01.01.2019zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 138/2017

3. VwWGVG § 28 glltig von 01.01.2014 bis 31.12.2018
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Spruch
W139 2113599-1/2E
IM NAMEN DER REPUBLIK!

Das Bundesverwaltungsgericht hat durch die Richterin Mag. Kristina HOFER als Einzelrichterin Gber die Beschwerde
von XXXX, BNr. XXXX, gegen den Bescheid der Agrarmarkt Austria vom 29.01.2015, AZ XXXX, betreffend Einheitliche
Betriebspramie 2011 zu Recht erkannt:Das Bundesverwaltungsgericht hat durch die Richterin Mag. Kristina HOFER als
Einzelrichterin Uber die Beschwerde von rémisch 40 , BNr. rémisch 40 , gegen den Bescheid der Agrarmarkt Austria
vom 29.01.2015, AZ rémisch 40, betreffend Einheitliche Betriebspramie 2011 zu Recht erkannt:

A)

|. Der Beschwerde wird gemal3 § 28 Abs. 2 VwGVG insofern stattgegeben, als der Spruch des angefochtenen Bescheides
vom 29.01.2015, AZ XXXX, dahingehend abgeandert wird, dass die in diesem Bescheid verfugte Flachensanktion gemafR
Art. 73 Abs. 1 der VO (EG) 1122/2009 iVm § 8i Abs. 1 MOG 2007 entfallt.rémisch eins. Der Beschwerde wird gemaf
Paragraph 28, Absatz 2, VwWGVG insofern stattgegeben, als der Spruch des angefochtenen Bescheides vom 29.01.2015,
AZ rémisch 40 , dahingehend abgeandert wird, dass die in diesem Bescheid verfligte Flachensanktion gemal3 Artikel
73, Absatz eins, der VO (EG) 1122 aus 2009, in Verbindung mit Paragraph 8 i, Absatz eins, MOG 2007 entfallt.

Il. Der Agrarmarkt Austria als belangte Behdérde wird gemaR§ 19 Abs. 3 MOG 2007 aufgetragen, nach den Vorgaben in
diesem Erkenntnis die entsprechenden Berechnungen durchzufiihren und das Ergebnis der beschwerdeflihrenden
Partei bescheidmaRig mitzuteilen.rémisch zwei. Der Agrarmarkt Austria als belangte Behérde wird gemal’ Paragraph
19, Absatz 3, MOG 2007 aufgetragen, nach den Vorgaben in diesem Erkenntnis die entsprechenden Berechnungen

durchzufuhren und das Ergebnis der beschwerdeflihrenden Partei bescheidmaRig mitzuteilen.

[ll. Dartber hinaus wird die Beschwerde gemal3 § 28 Abs. 2 VWGVG abgewiesen.rémisch drei. Dartber hinaus wird die

Beschwerde gemal? Paragraph 28, Absatz 2, VwWGVG abgewiesen.
B)

Die Revision ist gemaR Art. 133 Abs. 4 B-VG nicht zuldssigDie Revision ist gemal Artikel 133, Absatz 4, B-VG nicht

zulassig.

Text

ENTSCHEIDUNGSGRUNDE:

I. Verfahrensgangromisch eins. Verfahrensgang

1. Mit 24.03.2011 stellte die beschwerdeflihrende Partei einen Mehrfachantrag-Flachen (MFA) fir das Antragsjahr 2011
und beantragte u. a. die Gewahrung der Einheitlichen Betriebspramie (EBP) fur das Antragsjahr 2011 fur in den
Beilagen Flachenbogen und Flachennutzung naher konkretisierte Flachen. Die beschwerdefliihrende Partei war im
Antragsjahr Auftreiber auf die Alm mit der Betriebsstattennummer (BNr.) XXXX (XXXX, im Folgenden: gegenstandliche
Alm), fur die von der bewirtschaftenden Agrargemeinschaft ebenfalls ein MFA gestellt wurde. Dabei wurden in der
Beilage Flachennutzung fir diese Alm 174,20 ha Almfutterflache angegeben.1. Mit 24.03.2011 stellte die
beschwerdefihrende Partei einen Mehrfachantrag-Flachen (MFA) fir das Antragsjahr 2011 und beantragte u. a. die
Gewahrung der Einheitlichen Betriebspramie (EBP) fir das Antragsjahr 2011 fur in den Beilagen Flachenbogen und
Flachennutzung naher konkretisierte Flachen. Die beschwerdefiihrende Partei war im Antragsjahr Auftreiber auf die
Alm mit der Betriebsstattennummer (BNr.) rémisch 40 (rdmisch 40 , im Folgenden: gegenstandliche Alm), fur die von
der bewirtschaftenden Agrargemeinschaft ebenfalls ein MFA gestellt wurde. Dabei wurden in der Beilage
Flachennutzung fur diese AlIm 174,20 ha Almfutterflache angegeben.

2. Mit Bescheid der Agrarmarkt Austria (AMA) vom 30.12.2011, AZ XXXX, wurde der beschwerdefiihrenden Partei fur
das Antragsjahr 2011 eine EBP in Hohe von EUR 2.978,44 gewahrt. Dabei wurden der Ausbezahlung eine beantragte
Flache von 22,73 ha (davon 13,09 ha Almflache) sowie ein "Minimum Flache/ZA" von 21,36 und eine ermittelte Flache
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im Ausmal von 21,36 ha zugrunde gelegt. Die berlcksichtigte anteilige Almfutterflache entsprach der beantragten.
Dieser Bescheid wurde nicht angefochten.2. Mit Bescheid der Agrarmarkt Austria (AMA) vom 30.12.2011, AZ rdmisch
40 , wurde der beschwerdefihrenden Partei fir das Antragsjahr 2011 eine EBP in H6he von EUR 2.978,44 gewahrt.
Dabei wurden der Ausbezahlung eine beantragte Flache von 22,73 ha (davon 13,09 ha Almflache) sowie ein "Minimum
Flache/ZA" von 21,36 und eine ermittelte Flache im AusmaR von 21,36 ha zugrunde gelegt. Die berUcksichtigte anteilige
Almfutterflache entsprach der beantragten. Dieser Bescheid wurde nicht angefochten.

3. Am 18.08.2014 fand auf der gegenstandlichen Alm eine Vor-Ort-Kontrolle (VOK) statt, bei der festgestellt wurde, dass
im Jahr 2011 die Almfutterflache nur 134,07 ha betrug. Das Ergebnis dieser VOK wurde der die gegenstandliche Alm
bewirtschaftenden Agrargemeinschaft mit Schreiben vom 01.09.2014, AZ XXXX, zum Parteiengehor Gbermittelt. Von
der Agrargemeinschaft, deren Obmann bei der VOK anwesend war und auch Auskilnfte erteilt hat, wurde zum
Kontrollbericht keine Stellungnahme abgegeben.3. Am 18.08.2014 fand auf der gegenstandlichen Alm eine Vor-Ort-
Kontrolle (VOK) statt, bei der festgestellt wurde, dass im Jahr 2011 die Almfutterfliche nur 134,07 ha betrug. Das
Ergebnis dieser VOK wurde der die gegenstandliche Alm bewirtschaftenden Agrargemeinschaft mit Schreiben vom
01.09.2014, AZ rémisch 40 , zum Parteiengehér Ubermittelt. Von der Agrargemeinschaft, deren Obmann bei der VOK
anwesend war und auch Auskiinfte erteilt hat, wurde zum Kontrollbericht keine Stellungnahme abgegeben.

4. Mit Eingabe vom 14.01.2015 legte die beschwerdefihrende Partei zur gegenstandlichen Alm betreffend das
Antragsjahr 2011 eine "Erklarung des Auftreibers gemalR § 8i MOG" vor.4. Mit Eingabe vom 14.01.2015 legte die
beschwerdeflihrende Partei zur gegenstandlichen Alm betreffend das Antragsjahr 2011 eine "Erklarung des Auftreibers
gemal Paragraph 8 i, MOG" vor.

5. Mit angefochtenem Abadnderungsbescheid der AMA vom 29.01.2015, AZ XXXX, wurde der beschwerdefiihrenden
Partei fir das Antragsjahr 2011 eine EBP in Hohe von nur mehr EUR 2.275,66 gewahrt. Es wurde eine Rickforderung
idHv EUR 702,78 ausgesprochen, wobei darin eine Flachensanktion idHv EUR 468,52 enthalten war. Dabei wurden der
Ausbezahlung eine beantragte Flache von 22,73 ha, ein "Minimum Flache/ZA" von 21,36 und eine ermittelte Flache im
Ausmal3 von 19,68 ha zugrunde gelegt sowie eine "Almflache nach VOK und VWK mit Sanktionen" von 10,08 ha. Dies
ergebe eine Differenzflache von 1,68 ha. Begriindend fiihrte die Behdrde aus, aufgrund der durchgeflihrten VOK seien
Flachenabweichungen von Uber 3 % oder Uber 2 ha und bis hdchstens 20 % festgestellt worden. Daher habe der
Beihilfebetrag um das Doppelte der Differenzflache gekirzt werden mussen. Die aufschiebende Wirkung der
Beschwerde wurde ausgeschlossen.5. Mit angefochtenem Abadnderungsbescheid der AMA vom 29.01.2015, AZ romisch
40 , wurde der beschwerdefihrenden Partei fur das Antragsjahr 2011 eine EBP in H6he von nur mehr EUR 2.275,66
gewahrt. Es wurde eine Rickforderung idHv EUR 702,78 ausgesprochen, wobei darin eine Flachensanktion idHv EUR
468,52 enthalten war. Dabei wurden der Ausbezahlung eine beantragte Flache von 22,73 ha, ein "Minimum Flache/ZA"
von 21,36 und eine ermittelte Flache im AusmaR von 19,68 ha zugrunde gelegt sowie eine "Almflache nach VOK und
VWK mit Sanktionen" von 10,08 ha. Dies ergebe eine Differenzflache von 1,68 ha. Begriindend flhrte die Behdrde aus,
aufgrund der durchgefiihrten VOK seien Flachenabweichungen von Uber 3 % oder Gber 2 ha und bis hochstens 20 %
festgestellt worden. Daher habe der Beihilfebetrag um das Doppelte der Differenzflache gekirzt werden mussen. Die
aufschiebende Wirkung der Beschwerde wurde ausgeschlossen.

6. Gegen den letztgenannten Bescheid erhob die beschwerdefiihrende Partei mit Schreiben vom 12.02.2015
Beschwerde und beantragte:

1. die Abanderung des Bescheides in der Weise, dass

a) die Berechnung der Riuckzahlung nach MalRgabe der Beschwerdegriinde erfolgt und

b) jedenfalls keine Kiirzungen und Ausschlisse verflgt werden, andernfalls

) Kirzungen und Ausschlisse nur nach MalRgabe der Beschwerdegriinde verhangt werden,

2. den Bescheid in der Weise abzuandern, dass die Zahlungsanspriche im beantragten Umfang ausbezahlt und
genutzt werden,

3. den offensichtlichen Irrtum entsprechend dem eigenen Beschwerdepunkt anzuerkennen.

Begrindend fuhrte die beschwerdefihrende Partei im Wesentlichen aus, dass die behordlichen Feststellungen zum
Ausmal der beihilfefahigen Flache falsch seien. Im Jahre 2005 sei eine VOK auf der gegenstandlichen Alm durchgefihrt
worden, wobei eine beihilfefdhige Flache von 75,20 ha festgestellt worden sei. Die Feststellungen der friheren
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amtlichen Erhebung durch die AMA wurden jedoch ohne Begrindung im angefochtenen Bescheid keine
Berucksichtigung finden, sondern die Ergebnisse der nunmehrigen VOK wurden auf frihere Antragsjahre ungepruft
Ubertragen. Dies sei unsachlich, da eine nachfolgende VOK das Ausmal der beihilfefdhigen Flache vergangener Jahre
nicht nachtraglich genauer feststellen kdnne, als eine amtliche Erhebung zum damaligen Zeitpunkt. Auerdem
widerspreche die ungeprifte Annahme, dass eine Futterflache aufgrund einer stetigen idR 5%igen Zunahme der
Uberschirmung abnehme und dies daher in der Rickrechnung auf friihere Wirtschaftsjahre zu bericksichtigen sei,
dem Unmittelbarkeitsgrundsatz. Es habe keinen Anhaltspunkt gegeben, dass die frihere amtliche Erhebung fehlerhaft
sein kdnnte. Die Flichenfeststellung sei plausibel und nachvollziehbar gewesen. In der Natur hitten keine Anderungen
stattgefunden und es sei auch keine Anderung der Bewirtschaftungsverhéltnisse erfolgt. Der Antragsteller habe seine
Antragstellung am Ergebnis der alten VOK orientiert. Daher liege kein Verschulden vor.

Nach Erwégungsgrund 79 der VO (EG) 1122/2009 seien Ubererklarungen mit Untererkldrungen zu verrechnen. Hatte
die Behorde dies berticksichtigt, hatte sie eine zusatzliche beihilfefahige Flache im erheblichen Ausmal? feststellen
missen.Nach Erwdgungsgrund 79 der VO (EG) 1122 aus 2009, seien Ubererkldrungen mit Untererkldrungen zu
verrechnen. Hatte die Behdrde dies berlcksichtigt, hatte sie eine zusatzliche beihilfefahige Flache im erheblichen

Ausmal feststellen mussen.

Die beihilfefahige Flache sei nach bestem Wissen und Gewissen und mit der gebotenen Sorgfalt ermittelt worden.
Sollte sich die Beantragung jedoch als falsch erweisen, treffe die beschwerdeflihrende Partei trotzdem kein
Verschulden iSd Art. 73 Abs. 1 der VO (EG) 1122/2009 iVm 8 9 Abs. 2 INVEKOS-GIS-V 2011. Daher seien Kirzungen und
AusschlUsse nicht anzuwenden.Die beihilfefahige Flache sei nach bestem Wissen und Gewissen und mit der gebotenen
Sorgfalt ermittelt worden. Sollte sich die Beantragung jedoch als falsch erweisen, treffe die beschwerdefiihrende Partei
trotzdem kein Verschulden iSd Artikel 73, Absatz eins, der VO (EG) 1122 aus 2009, in Verbindung mit Paragraph 9,
Absatz 2, INVEKOS-GIS-V 2011. Daher seien Kirzungen und Ausschlisse nicht anzuwenden.

Nach Art. 73 Abs. 4 der VO (EG) 796/2004 fur die Jahre vor 2010 und Art. 80 Abs. 3 der VO (EG) 1122/2009 ab 2010
bestehe keine Ruckzahlungsverpflichtung, wenn eine Zahlung auf einen Irrtum der zustandigen Behorde
zurlckzufuhren sei, den der Betriebsinhaber billigerweise nicht erkennen habe kénnen. Wenn die Behdrde die
Ergebnisse der friheren VOK als falsch bewerte und daher nicht bertcksichtige, liege ein Irrtum der Behérde vor. Der
Irrtum liege mehr als 12 Monate zurtick und sei nicht erkennbar gewesen. Es bestehe keine Rickzahlungsverpflichtung
von Betragen, die aufgrund der amtlichen Feststellung und der in der Folge darauf aufbauenden Antrage ausgezahlt
worden seien. Uberdies habe bereits ein gutgldubiger Verbrauch stattgefunden.Nach Artikel 73, Absatz 4, der VO (EG)
796 aus 2004, fur die Jahre vor 2010 und Artikel 80, Absatz 3, der VO (EG) 1122 aus 2009, ab 2010 bestehe keine
Rackzahlungsverpflichtung, wenn eine Zahlung auf einen Irrtum der zustandigen Behérde zurlickzufiihren sei, den der
Betriebsinhaber billigerweise nicht erkennen habe kénnen. Wenn die Behdérde die Ergebnisse der friheren VOK als
falsch bewerte und daher nicht bertcksichtige, liege ein Irrtum der Behdrde vor. Der Irrtum liege mehr als 12 Monate
zuruick und sei nicht erkennbar gewesen. Es bestehe keine Rlckzahlungsverpflichtung von Betragen, die aufgrund der
amtlichen Feststellung und der in der Folge darauf aufbauenden Antrége ausgezahlt worden seien. Uberdies habe
bereits ein gutglaubiger Verbrauch stattgefunden.

Weiters sei ab dem Mehrfachantrag-Flachen 2011 das Mess-System umgestellt worden und allein dadurch, ohne
Veranderungen des Naturzustandes, habe sich die relevante Futterfliche gedandert. Den Antragsteller kdnne daher
kein Verschulden treffen, wenn die Behdrde falsche (unionsrechtswidrige) Mess-Systeme verwende, und es liege ein
Irrtum der Behdrde vor.

Uberdies bestehe ein Irrtum bei der prozentuellen Beriicksichtigung von Landschaftselementen (6%). Die 6%-Hirde
musse bei jeder Abstufung der 10%-Stufe bericksichtigt werden. Dies ergebe eine andere Abstufung als die von der
Behorde praktizierte. Der allféllige Vorhalt, der Antragsteller habe den Irrtum selbst in den Antrag aufgenommen, sei
zurlckzuweisen, da im GIS eine andere Berucksichtigung nicht moglich gewesen sei.

Die Behdrde habe bei den VOK vor dem Jahr 2010 die Futterflache nach dem Almleitfaden beurteilt. Dieser sehe
hinsichtlich der Uberschirmung durch Bdume eine prozentuelle Feststellung in vier Kategorien vor. Nicht-Futterfldchen
seien pauschal geschatzt worden. Die beschwerdefiihrende Partei habe sich bei ihrer Antragstellung an dieser
Behordenpraxis orientiert. Ab 2010 sei der NLN-Faktor eingefihrt worden, womit die Ermittlung der Nicht-
Futterflachen in 10%-Schritten und damit genauer erfolge. Eine 80%ige Almfutterflache habe bis 2009 nur als 100%ige



Almfutterflache beantragt werden kénnen. Die Behérde wende den neuen Mal3stab aber auch auf die Jahre vor 2010
an. Die beschwerdefihrende Partei treffe jedoch an der ungenauen Erhebung der Nicht-Futterflaichen vor der
EinfGhrung des NLN-Faktors kein Verschulden.

An der Uberhohten Beantragung von Futterflachen treffe die beschwerdefuhrende Partei kein Verschulden. Die
Antragstellung sei durch den Almbewirtschafter erfolgt und dieser gelte als Verwalter und Prozessbevollmachtigter des
Almauftreibers. Eines anderen Verwalters habe sich die beschwerdefihrende Partei nicht bedienen kénnen. Eine
selbstandige Beantragung sei nicht mdoglich gewesen, da die Behdrde keine derartige Mdoglichkeit vorsehe. Die
beschwerdefiihrende Partei sei daher gezwungen gewesen, sich zur Beantragung des Almbewirtschafters zu bedienen.
Der Almbewirtschafter habe sich bisher als zuverlassig und sorgfaltig erwiesen und er kenne die Verhaltnisse vor Ort.
Die Angaben des Almbewirtschafters seien schllssig und nachvollziehbar gewesen und es bestehe keine Verpflichtung
zur Uberpriifung von dessen Angaben. Ein allfalliges Verschulden des Vertreters kénne nicht zu einer Bestrafung der
beschwerdeflihrenden Partei durch Kirzungen und Ausschlisse fihren. Eine Bestrafung ohne eigenes Verschulden
stelle einen VerstoR gegen Art 6 MRK und damit gegen Osterreichisches Verfassungsrecht und EU-Recht dar. Zwar
musse sich die beschwerdefihrende Partei als Almauftreiber die Handlungen des Almbewirtschafters zurechnen
lassen, hinsichtlich des Verschuldens misse jedoch fir sie als Auftreiber im Vergleich zum Bewirtschafter ein
abgestufter Sorgfaltsmalistab gelten.An der Uberhdhten Beantragung von Futterflichen treffe die
beschwerdeflihrende Partei kein Verschulden. Die Antragstellung sei durch den Almbewirtschafter erfolgt und dieser
gelte als Verwalter und Prozessbevollmachtigter des Almauftreibers. Eines anderen Verwalters habe sich die
beschwerdeflihrende Partei nicht bedienen kdnnen. Eine selbstandige Beantragung sei nicht moglich gewesen, da die
Behorde keine derartige Moglichkeit vorsehe. Die beschwerdefihrende Partei sei daher gezwungen gewesen, sich zur
Beantragung des Almbewirtschafters zu bedienen. Der Almbewirtschafter habe sich bisher als zuverldssig und
sorgfaltig erwiesen und er kenne die Verhaltnisse vor Ort. Die Angaben des Almbewirtschafters seien schlissig und
nachvollziehbar gewesen und es bestehe keine Verpflichtung zur Uberpriifung von dessen Angaben. Ein allfilliges
Verschulden des Vertreters kdnne nicht zu einer Bestrafung der beschwerdefiihrenden Partei durch Kirzungen und
AusschlUsse fiihren. Eine Bestrafung ohne eigenes Verschulden stelle einen VerstoR gegen Artikel 6, MRK und damit
gegen Osterreichisches Verfassungsrecht und EU-Recht dar. Zwar musse sich die beschwerdefiihrende Partei als
Almauftreiber die Handlungen des Almbewirtschafters zurechnen lassen, hinsichtlich des Verschuldens musse jedoch
flr sie als Auftreiber im Vergleich zum Bewirtschafter ein abgestufter SorgfaltsmaRstab gelten.

Gemald Art. 19 der VO (EG) 796/2004 bzw. Art. 21 der VO (EG) 1122/2009 kdnne ein Beihilfeantrag nach der Einreichung
jederzeit berichtigt werden, wenn die Behorde offensichtliche Irrtimer anerkenne.GemaR Artikel 19, der VO (EG) 796
aus 2004, bzw. Artikel 21, der VO (EG) 1122 aus 2009, kdnne ein Beihilfeantrag nach der Einreichung jederzeit berichtigt
werden, wenn die Behdrde offensichtliche Irrtimer anerkenne.

Gemald Art. 73 Abs. 5 der VO (EG) 796/2004 gelte fur Ruckzahlungsverpflichtungen eine Verjahrungsfrist von 4 Jahren
ab Zahlung der Beihilfe, wenn der Beglnstigte in gutem Glauben gehandelt habe. Dies liege bei der
beschwerdefiihrenden  Partei vor und es bestehe fir das gegenstandliche Antragsjahr keine
Ruckzahlungsverpflichtung.Gemal3  Artikel 73, Absatz 5, der VO (EG) 796 aus 2004, gelte fur
Ruckzahlungsverpflichtungen eine Verjahrungsfrist von 4 Jahren ab Zahlung der Beihilfe, wenn der Beglinstigte in
gutem Glauben gehandelt habe. Dies liege bei der beschwerdefiihrenden Partei vor und es bestehe fur das
gegenstandliche Antragsjahr keine Ruckzahlungsverpflichtung.

Il. Das Bundesverwaltungsgericht hat erwogenromisch zwei. Das Bundesverwaltungsgericht hat erwogen:
1. Feststellungen (Sachverhalt):

1. Mit 24.03.2011 stellte die beschwerdefiihrende Partei einen MFA fir das Antragsjahr 2011 und beantragte u.a. die
Gewahrung der EBP.

2. Die beschwerdefiihrende Partei war im Antragsjahr Auftreiber auf die gegenstandliche Alm, fir die von der
bewirtschaftenden Agrargemeinschaft ebenfalls ein MFA fur 174,20 ha Almfutterflache gestellt wurde.

3. Mit Bescheid der AMA vom 30.12.2011, AZ XXXX, wurde der beschwerdefiihrenden Partei fir das Antragsjahr 2011
eine EBP in H6he von EUR 2.978,44 gewahrt. Dabei wurden der Ausbezahlung eine beantragte Flache von 22,73 ha
(davon 13,09 ha Almflache) sowie ein "Minimum Flache/ZA" von 21,36 und eine ermittelte Flache im Ausmafd von 21,36
ha zugrunde gelegt. Die berlcksichtigte anteilige Almfutterflache entsprach der beantragten. Dieser Bescheid wurde



nicht angefochten.3. Mit Bescheid der AMA vom 30.12.2011, AZ romisch 40 , wurde der beschwerdefiihrenden Partei
far das Antragsjahr 2011 eine EBP in H6he von EUR 2.978,44 gewahrt. Dabei wurden der Ausbezahlung eine
beantragte Flache von 22,73 ha (davon 13,09 ha Almflache) sowie ein "Minimum Flache/ZA" von 21,36 und eine
ermittelte Flache im Ausmald von 21,36 ha zugrunde gelegt. Die berUcksichtigte anteilige Almfutterflache entsprach der
beantragten. Dieser Bescheid wurde nicht angefochten.

4. Am 18.08.2014 fand auf der gegenstandlichen Alm eine VOK statt, bei der festgestellt wurde, dass im Jahr 2011 die
Almfutterflache nur 134,07 ha betrug. Das Ergebnis dieser VOK wurde der die gegenstandliche Alm bewirtschaftenden
Agrargemeinschaft mit Schreiben vom 01.09.2014, AZ XXXX, zum Parteiengehdr uGbermittelt. Von der
Agrargemeinschaft, deren Obmann bei der VOK anwesend war und auch Auskunfte erteilt hat, wurde zum
Kontrollbericht keine Stellungnahme abgegeben.4. Am 18.08.2014 fand auf der gegenstandlichen Alm eine VOK statt,
bei der festgestellt wurde, dass im Jahr 2011 die Almfutterflache nur 134,07 ha betrug. Das Ergebnis dieser VOK wurde
der die gegenstandliche AIm bewirtschaftenden Agrargemeinschaft mit Schreiben vom 01.09.2014, AZ rémisch 40 ,
zum Parteiengehor Ubermittelt. Von der Agrargemeinschaft, deren Obmann bei der VOK anwesend war und auch

Auskunfte erteilt hat, wurde zum Kontrollbericht keine Stellungnahme abgegeben.

5. Mit Eingabe vom 14.01.2015 legte die beschwerdeflhrende Partei zur gegenstandlichen Alm betreffend das
Antragsjahr 2011 eine "Erklarung des Auftreibers gemal3 8 8i MOG" vor.5. Mit Eingabe vom 14.01.2015 legte die
beschwerdeflihrende Partei zur gegenstandlichen Alm betreffend das Antragsjahr 2011 eine "Erklarung des Auftreibers
gemal Paragraph 8 i, MOG" vor.

6. Mit angefochtenem Abanderungsbescheid der AMA vom 29.01.2015, AZ XXXX, wurde der beschwerdefihrenden
Partei fUr das Antragsjahr 2011 eine EBP in H6he von EUR 2.275,66 gewahrt. Es wurde eine Rickforderung idHv EUR
702,78 ausgesprochen, wobei darin eine Flachensanktion idHv EUR 468,52 enthalten war. Dabei wurden der
Ausbezahlung eine beantragte Flache von 22,73 ha, ein "Minimum Flache/ZA" von 21,36 und eine ermittelte Flache im
Ausmald von 19,68 ha zugrunde gelegt. Dies ergibt eine Differenzflache von 1,68 ha und eine Flachenabweichung von
Uber 3 %. Die aufschiebende Wirkung der Beschwerde wurde ausgeschlossen.6. Mit angefochtenem
Abdnderungsbescheid der AMA vom 29.01.2015, AZ rémisch 40 , wurde der beschwerdefihrenden Partei fur das
Antragsjahr 2011 eine EBP in H6he von EUR 2.275,66 gewdhrt. Es wurde eine Ruckforderung idHv EUR 702,78
ausgesprochen, wobei darin eine Flachensanktion idHv EUR 468,52 enthalten war. Dabei wurden der Ausbezahlung
eine beantragte Flache von 22,73 ha, ein "Minimum Flache/ZA" von 21,36 und eine ermittelte Flache im AusmaR von
19,68 ha zugrunde gelegt. Dies ergibt eine Differenzflache von 1,68 ha und eine Fldchenabweichung von Uber 3 %. Die
aufschiebende Wirkung der Beschwerde wurde ausgeschlossen.

2. Beweiswurdigung:

Der Sachverhalt ergibt sich aus den Akten des Verwaltungsverfahrens und blieb sowohl im Verwaltungsverfahren als
auch im Beschwerdeverfahren unbestritten.

Belege fur die Unrichtigkeit der von der AMA vorgenommenen Vor-Ort-Kontrolle wurden von der
beschwerdefiihrenden Partei nicht vorgebracht, weshalb davon ausgegangen wird, dass das Ergebnis der Vor-Ort-
Kontrolle zutreffend ist.

An der seitens der beschwerdefuhrenden Partei vorgelegten Erklarung gemaR8 8i MOG bestehen keine Zweifel
hinsichtlich der Glaubwirdigkeit und Nachvollziehbarkeit.An der seitens der beschwerdefiihrenden Partei vorgelegten
Erklarung gemall Paragraph 8 i, MOG bestehen keine Zweifel hinsichtlich der Glaubwiirdigkeit und
Nachvollziehbarkeit.

3. Rechtliche Beurteilung:
3.1. Zustandigkeit und Allgemeines:

Gemal Art. 130 Abs. 1 Z 1 B-VG erkennen die Verwaltungsgerichte Uber Beschwerden gegen den Bescheid einer
Verwaltungsbehorde wegen Rechtswidrigkeit. Gemaf Art. 131 Abs. 2 B-VG erkennt das Verwaltungsgericht des Bundes
Uber Beschwerden in Rechtssachen in Angelegenheiten der Vollziehung des Bundes, die unmittelbar von
Bundesbehorden besorgt werden.GemaR Artikel 130, Absatz eins, Ziffer eins, B-VG erkennen die Verwaltungsgerichte
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Uber Beschwerden gegen den Bescheid einer Verwaltungsbehdérde wegen Rechtswidrigkeit. Gemal Artikel 131, Absatz
2, B-VG erkennt das Verwaltungsgericht des Bundes Uber Beschwerden in Rechtssachen in Angelegenheiten der
Vollziehung des Bundes, die unmittelbar von Bundesbehdrden besorgt werden.

GemalRs§ 6 MOG 2007 ist die AMA zustandige Marktordnungs-, Interventions- und Zahlstelle im Sinne dieses
Bundesgesetzes, soweit sich nicht der Bundesminister fur Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und Wasserwirtschaft im
Interesse der Wahrung des Gesamtzusammenhangs und der Wirtschaftlichkeit der Verwaltung durch Verordnung
Angelegenheiten der Vollziehung des gemeinschaftlichen Marktordnungsrechts vorbehalt.Gemal3 Paragraph 6, MOG
2007 ist die AMA zustandige Marktordnungs-, Interventions- und Zahlistelle im Sinne dieses Bundesgesetzes, soweit
sich nicht der Bundesminister fir Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und Wasserwirtschaft im Interesse der Wahrung
des Gesamtzusammenhangs und der Wirtschaftlichkeit der Verwaltung durch Verordnung Angelegenheiten der
Vollziehung des gemeinschaftlichen Marktordnungsrechts vorbehalt.

Gemal §8 1 AMA-Gesetz kdnnen Angelegenheiten, soweit diese durch Bundesgesetz oder durch Verordnungen, die auf
Grund von Bundesgesetzen erlassen werden, an die AMA Ubertragen werden, von der AMA unmittelbar als
Bundesbehorde besorgt werden.Gemals Paragraph eins, AMA-Gesetz kénnen Angelegenheiten, soweit diese durch
Bundesgesetz oder durch Verordnungen, die auf Grund von Bundesgesetzen erlassen werden, an die AMA Ubertragen
werden, von der AMA unmittelbar als Bundesbehérde besorgt werden.

GemaR & 6 BVWGG entscheidet das Bundesverwaltungsgericht durch Einzelrichter, sofern nicht in Bundes- oder
Landesgesetzen die Entscheidung durch Senate vorgesehen ist. Mangels spezieller Bestimmung besteht
Einzelrichterzustandigkeit.Gemal3 Paragraph 6, BYwGG entscheidet das Bundesverwaltungsgericht durch Einzelrichter,
sofern nicht in Bundes- oder Landesgesetzen die Entscheidung durch Senate vorgesehen ist. Mangels spezieller
Bestimmung besteht Einzelrichterzustandigkeit.

Gemalk § 17 VwGVG sind, soweit in diesem Bundesgesetz nicht anderes bestimmt ist, auf das Verfahren Uber
Beschwerden gemal3 Art. 130 Abs. 1 B-VG die Bestimmungen des AVG mit Ausnahme der §§ 1 bis 5 sowie des IV. Teiles,
und jene verfahrensrechtlichen Bestimmungen in Bundes- oder Landesgesetzen sinngemaR anzuwenden, die die
Behorde in dem dem Verfahren vor dem Verwaltungsgericht vorangegangenen Verfahren angewendet hat oder
anzuwenden gehabt hatte.Gemal Paragraph 17, VWGVG sind, soweit in diesem Bundesgesetz nicht anderes bestimmt
ist, auf das Verfahren Uber Beschwerden gemaR Artikel 130, Absatz eins, B-VG die Bestimmungen des AVG mit
Ausnahme der Paragraphen eins bis 5 sowie des romisch vier. Teiles, und jene verfahrensrechtlichen Bestimmungen in
Bundes- oder Landesgesetzen sinngemaR anzuwenden, die die Behdérde in dem dem Verfahren vor dem
Verwaltungsgericht vorangegangenen Verfahren angewendet hat oder anzuwenden gehabt hatte.

Gemall § 28 Abs. 2 VWGVG hat das Verwaltungsgericht Uber Beschwerden gemald Art. 130 Abs. 1 B-VG dann in der
Sache selbst zu entscheiden, wenn der malfigebliche Sachverhalt feststeht oder die Feststellung des maf3geblichen
Sachverhalts durch das Verwaltungsgericht selbst im Interesse der Raschheit gelegen oder mit einer erheblichen
Kostenersparnis verbunden ist.Gemal3 Paragraph 28, Absatz 2, VWGVG hat das Verwaltungsgericht Uber Beschwerden
gemal Artikel 130, Absatz eins, B-VG dann in der Sache selbst zu entscheiden, wenn der mafRgebliche Sachverhalt
feststeht oder die Feststellung des maRgeblichen Sachverhalts durch das Verwaltungsgericht selbst im Interesse der
Raschheit gelegen oder mit einer erheblichen Kostenersparnis verbunden ist.

GemaR § 24 Abs. 4 VWGVG kann von der Durchfiihrung einer mindlichen Verhandlung abgesehen werden, wenn die
Akten erkennen lassen, dass die mindliche Erérterung eine weitere Klarung der Rechtssache nicht erwarten lasst, und
einem Entfall der Verhandlung weder Art. 6 Abs. 1 der Konvention zum Schutze der Menschenrechte und
Grundfreiheiten, BGBI. Nr. 210/1958 (MRK), noch Art. 47 der Charta der Grundrechte der Europaischen Union (GRC),
ABI. Nr. C 83 vom 30.3.2010 S. 389, entgegenstehen.GemalR Paragraph 24, Absatz 4, VwGVG kann von der
Durchfiihrung einer mundlichen Verhandlung abgesehen werden, wenn die Akten erkennen lassen, dass die
mundliche Erérterung eine weitere Klarung der Rechtssache nicht erwarten lasst, und einem Entfall der Verhandlung
weder Artikel 6, Absatz eins, der Konvention zum Schutze der Menschenrechte und Grundfreiheiten,
Bundesgesetzblatt Nr. 210 aus 1958, (MRK), noch Artikel 47, der Charta der Grundrechte der Europdischen Union
(GRC), ABI. Nr. C 83 vom 30.3.2010 S. 389, entgegenstehen.

3.2.ZuA)

Art. 19 Abs. 1 sowie 33 bis 35 und 37 der Verordnung (EG) Nr. 73/2009 des Rates vom 19.01.2009 mit gemeinsamen
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Regeln fur Direktzahlungen im Rahmen der gemeinsamen Agrarpolitik und mit bestimmten StUtzungsregelungen fur
Inhaber landwirtschaftlicher Betriebe und zur Anderung der Verordnungen (EG) Nr. 1290/2005, (EG) Nr. 247/2006, (EG)
Nr. 378/2007 sowie zur Aufhebung der Verordnung (EG) Nr. 1782/2003, ABI. L 30 vom 31.01.2009, S. 16, (VO (EG)
73/2009), lauten auszugsweise:Artikel 19, Absatz eins, sowie 33 bis 35 und 37 der Verordnung (EG) Nr. 73 aus 2009, des
Rates vom 19.01.2009 mit gemeinsamen Regeln fir Direktzahlungen im Rahmen der gemeinsamen Agrarpolitik und
mit bestimmten Stiitzungsregelungen fiir Inhaber landwirtschaftlicher Betriebe und zur Anderung der Verordnungen
(EG) Nr. 1290 aus 2005,, (EG) Nr. 247 aus 2006,, (EG) Nr. 378 aus 2007, sowie zur Aufhebung der Verordnung (EG) Nr.
1782 aus 2003,, Amtsblatt L 30 vom 31.01.2009, S. 16, (VO (EG) 73 aus 2009,), lauten auszugsweise:

"Artikel 19 - Beihilfeantrage

(1) Jeder Betriebsinhaber muss fur die Direktzahlungen jedes Jahr einen Antrag einreichen, der gegebenenfalls

folgende Angaben enthalt:

a) alle landwirtschaftlichen Parzellen des Betriebs und im Fall der Anwendung von Artikel 15 Absatz 3 die Anzahl und

den Standort der Olbdume auf der Parzelle,

b) die fur die Aktivierung gemeldeten Zahlungsanspruche,

c) alle sonstigen Angaben, die in dieser Verordnung oder von dem betreffenden Mitgliedstaat vorgesehen sind."
"Artikel 33 - Zahlungsanspriche

(1) Betriebsinhaber kénnen die Betriebspramienregelung in Anspruch nehmen, wenn sie

a) Zahlungsanspriche besitzen, die sie gemall der Verordnung (EG) Nr. 1782/2003 erhalten habena)
Zahlungsanspriche besitzen, die sie gemal? der Verordnung (EG) Nr. 1782 aus 2003, erhalten haben;

b) Zahlungsanspruiche im Rahmen der vorliegenden Verordnung [...],
erhalten haben. [...]1."
"Artikel 34 - Aktivierung von Zahlungsanspruichen je beihilfefahige Hektarflache

(1) Eine Stutzung im Rahmen der Betriebspramienregelung wird den Betriebsinhabern bei Aktivierung eines
Zahlungsanspruchs je beihilfefahige Hektarflache gewahrt. Bei aktivierten Zahlungsansprtichen besteht Anspruch auf
die Zahlung der darin festgesetzten Betrage.

(2) Im Sinne dieses Titels bezeichnet der Ausdruck "beihilfefahige Hektarflache"

a) jede landwirtschaftliche Flache des Betriebs und jede Flache mit Niederwald mit Kurzumtrieb (KN-Code ex060290
41), die fur eine landwirtschaftliche Tatigkeit genutzt wird, oder, wenn die Flache auch fur nichtlandwirtschaftliche
Tatigkeiten genutzt wird, hauptsachlich fur eine landwirtschaftliche Tatigkeit genutzt wird,

[.1."
"Artikel 35 - Meldung der beihilfefahigen Hektarflachen

(1) Der Betriebsinhaber meldet die Parzellen an, die der beihilfefdhigen Hektarflache fur jeden Zahlungsanspruch
entsprechen. AulRer im Falle hoherer Gewalt oder aullergewdhnlicher Umstande mussen diese Parzellen dem
Betriebsinhaber zu einem vom Mitgliedstaat festzusetzenden Zeitpunkt zur Verfligung stehen, der jedoch nicht nach
dem in demselben Mitgliedstaat fiir die Anderung des Beihilfeantrags festgesetzten Zeitpunkt liegen darf.

(2) Die Mitgliedstaaten kdnnen unter ordnungsgemald begriindeten Umstanden den Betriebsinhaber ermachtigen,
seine Anmeldung zu andern, sofern er die seinen Zahlungsansprichen und den Bedingungen fur die Gewahrung der
einheitlichen Betriebspramie fur die betreffende Flache entsprechende Hektarzahl einhalt."

"Artikel 37 - Mehrfachantrage

Fur die beihilfefahige Hektarflache, fir die ein Antrag auf Zahlung der einheitlichen Betriebspramie gestellt wurde,
kann ein Antrag auf alle anderen Direktzahlungen sowie alle anderen nicht unter diese Verordnung fallenden Beihilfen
gestellt werden, sofern in der vorliegenden Verordnung nichts anderes vorgesehen ist."

Art. 2 Z 23, 12 Abs. 1, 21, 26 Abs. 1, 57, 58, 73 und 80 der Verordnung (EG) Nr. 1122/2009 der Kommission vom
30.11.2009 mit Durchfihrungsbestimmungen zur Verordnung (EG) Nr. 73/2009 des Rates hinsichtlich der Einhaltung



anderweitiger Verpflichtungen, der Modulation und des integrierten Verwaltungs- und Kontrollsystems im Rahmen der
Stutzungsregelungen flur Inhaber landwirtschaftlicher Betriebe gemall der genannten Verordnung und mit
Durchfuhrungsbestimmungen zur Verordnung (EG) Nr. 1234/2007 hinsichtlich der Einhaltung anderweitiger
Verpflichtungen im Rahmen der Stutzungsregelung fir den Weinsektor, ABl. L 316 vom 02.12.2009, S. 65, (VO (EG)
1122/2009), lauten auszugsweise:Artikel 2, Ziffer 23, 12, Absatz eins, 21, 26, Absatz eins, 57, 58, 73 und 80 der
Verordnung (EG) Nr. 1122 aus 2009, der Kommission vom 30.11.2009 mit Durchfiihrungsbestimmungen zur
Verordnung (EG) Nr. 73 aus 2009, des Rates hinsichtlich der Einhaltung anderweitiger Verpflichtungen, der Modulation
und des integrierten Verwaltungs- und Kontrollsystems im Rahmen der Stitzungsregelungen fur Inhaber
landwirtschaftlicher Betriebe gemall der genannten Verordnung und mit Durchfihrungsbestimmungen zur
Verordnung (EG) Nr. 1234 aus 2007, hinsichtlich der Einhaltung anderweitiger Verpflichtungen im Rahmen der
Stutzungsregelung fir den Weinsektor, Amtsblatt L 316 vom 02.12.2009, S. 65, (VO (EG) 1122 aus 2009,), lauten

auszugsweise:
"Artikel 2 - Begriffsbestimmungen

[..]

23. "ermittelte Flache": Flache, die allen in den Vorschriften fur die Beihilfegewdhrung festgelegten Voraussetzungen
genlgt; im Rahmen der Betriebspramienregelung ist die beantragte Flache nur zusammen mit der entsprechenden
Zahl von Zahlungsanspruchen als ermittelte Flache zu betrachten;"

"Artikel 12 - Inhalt des Sammelantrags

(1) Der Sammelantrag muss alle zur Feststellung der Beihilfefahigkeit erforderlichen Informationen enthalten,
insbesondere

a) die Identifizierung des Betriebsinhabers;
b) die betreffende(n) Beihilferegelung(en);

c) die Identifizierung der Zahlungsanspriche entsprechend dem Identifizierungs- und Registrierungssystem gemaf3
Artikel 7 im Rahmen der Betriebspramienregelung;

d) die zweckdienlichen Angaben zur Identifizierung aller landwirtschaftlichen Parzellen des Betriebs, ihre Flache
ausgedruckt in Hektar mit zwei Dezimalstellen, ihre Lage und gegebenenfalls ihre Nutzung mit dem Hinweis, ob die
Parzelle bewassert wird;

e) eine Erkldrung des Betriebsinhabers, dass er von den Voraussetzungen fir die Gewahrung der betreffenden
Beihilfen Kenntnis genommen hat."

"Artikel 21 - Berichtigung offensichtlicher Irrtimer

Unbeschadet der Artikel 11 bis 20 kann ein Beihilfeantrag nach seiner Einreichung jederzeit berichtigt werden, wenn
die zustandige Behorde offensichtliche Irrtimer anerkennt.”

"Artikel 26 - Allgemeine Grundsatze

(1) Die in dieser Verordnung geregelten Verwaltungskontrollen und Vor-Ort-Kontrollen werden so durchgefuhrt, dass
zuverlassig gepriift werden kann, ob die Voraussetzungen fur die Gewahrung der Beihilfen und die Anforderungen und
Normen fur die anderweitigen Verpflichtungen eingehalten wurden."

"Artikel 57 - Berechnungsgrundlage in Bezug auf die angemeldeten Flachen

(1) Liegt im Fall von Beihilfeantrdgen im Rahmen der flachenbezogenen Beihilferegelungen, [...], die ermittelte Flache
einer Kulturgruppe Uber der im Beihilfeantrag angemeldeten Flache, so wird bei der Berechnung des Beihilfebetrags
die angemeldete Flache berucksichtigt.

(2) Bei einem Beihilfeantrag im Rahmen der Betriebspramienregelung gilt Folgendes:

e Strichaufzahlung
ergibt sich eine Abweichung zwischen den angemeldeten Zahlungsanspruchen und der angemeldeten Flache, so
wird fur die Berechnung der Zahlung die niedrigere der beiden GréRen zugrunde gelegt;

e Strichaufzahlung



liegt die Anzahl der angemeldeten Zahlungsanspriche Uber der Anzahl der dem Betriebsinhaber zur Verfiigung
stehenden Zahlungsanspruche, so werden die angemeldeten Zahlungsanspriche auf die Anzahl der dem
Betriebsinhaber zur Verfligung stehenden Zahlungsanspriche gesenkt.

(3) Liegt im Fall von Beihilfeantragen im Rahmen der flachenbezogenen Beihilferegelungen, [...], die im Sammelantrag
angemeldete Flache Uber der ermittelten Flache derselben Kulturgruppe, so wird die Beihilfe, unbeschadet der gemaRd
den Artikeln 58 und 60 der vorliegenden Verordnung vorzunehmenden Kirzungen und Ausschlisse, auf der
Grundlage der fur diese Kulturgruppe ermittelten Flache berechnet.

[...] wird jedoch im Falle, dass die Differenz zwischen der ermittelten Gesamtflaiche und der [...] angemeldeten
Gesamtflache 0,1 ha oder weniger betragt, die ermittelte Flache mit der angemeldeten Flache gleichgesetzt. Fur diese

Berechnung werden nur Ubererklarungen auf Kulturgruppenebene berticksichtigt.
Unterabsatz 2 gilt nicht, wenn diese Differenz mehr als 20 % der fiir Zahlungen angemeldeten Gesamtflache betragt."
"Artikel 58 - Kirzungen und Ausschlisse in Fallen von zuviel angemeldeten Flachen

Liegt bei einer Kulturgruppe die angemeldete Flache flr die Zwecke der flachenbezogenen Beihilferegelungen, [...],
Uber der gemal Artikel 57 der vorliegenden Verordnung ermittelten Flache, so wird die Beihilfe auf der Grundlage der
ermittelten Flache, gekirzt um das Doppelte der festgestellten Differenz, berechnet, wenn die Differenz Giber 3 % oder

2 ha liegt, aber nicht mehr als 20 % der ermittelten Flache ausmacht.

Liegt die Differenz Uber 20 % der ermittelten Flache, so wird fur die betreffende Kulturgruppe keine flachenbezogene
Beihilfe gewahrt.

Belauft sich die Differenz auf mehr als 50 %, so ist der Betriebsinhaber ein weiteres Mal bis zur Hohe des Betrags, der
der Differenz zwischen der angemeldeten Flache und der gemal Artikel 57 der vorliegenden Verordnung ermittelten
Flache entspricht, von der Beihilfegewahrung auszuschlieen. Dieser Betrag wird gemald Artikel 5b der Verordnung
(EG) Nr. 885/2006 der Kommission verrechnet. Kann der Betrag im Verlauf der drei Kalenderjahre, die auf das
Kalenderjahr der Feststellung folgen, nicht vollstandig gemall dem genannten Artikel verrechnet werden, so wird der
Restbetrag annulliert."Belauft sich die Differenz auf mehr als 50 %, so ist der Betriebsinhaber ein weiteres Mal bis zur
Hohe des Betrags, der der Differenz zwischen der angemeldeten Flache und der gemal3 Artikel 57 der vorliegenden
Verordnung ermittelten Flache entspricht, von der Beihilfegewahrung auszuschlieBen. Dieser Betrag wird gemalR
Artikel 5b der Verordnung (EG) Nr. 885 aus 2006, der Kommission verrechnet. Kann der Betrag im Verlauf der drei
Kalenderjahre, die auf das Kalenderjahr der Feststellung folgen, nicht vollstandig gemaRR dem genannten Artikel
verrechnet werden, so wird der Restbetrag annulliert."

"Artikel 73 - Ausnahmen von der Anwendung der Kiirzungen und Ausschlisse

(1) Die in den Kapiteln | und Il vorgesehenen Kirzungen und Ausschlisse finden keine Anwendung, wenn der
Betriebsinhaber sachlich richtige Angaben vorgelegt hat oder auf andere Weise belegen kann, dass ihn keine Schuld
trifft.(1) Die in den Kapiteln rémisch eins und rémisch zwei vorgesehenen Kurzungen und Ausschlisse finden keine
Anwendung, wenn der Betriebsinhaber sachlich richtige Angaben vorgelegt hat oder auf andere Weise belegen kann,
dass ihn keine Schuld trifft.

(2) Die in den Kapiteln | und Il vorgesehenen Kurzungen und Ausschlisse finden keine Anwendung auf die
betreffenden Teile des Beihilfeantrags, wenn der Betriebsinhaber die zustandige Behdrde schriftlich dartber
informiert, dass der Beihilfeantrag fehlerhaft ist oder seit Einreichung fehlerhaft geworden ist, es sei denn, der
Betriebsinhaber hat von der Absicht der zustandigen Behdrde Kenntnis erlangt, bei ihm eine Vor-Ort-Kontrolle
durchzufuhren, oder die zustandige Behdrde hat den Betriebsinhaber bereits Uber UnregelmaRigkeiten in Bezug auf
den Beihilfeantrag unterrichtet.(2) Die in den Kapiteln romisch eins und rémisch zwei vorgesehenen Kurzungen und
Ausschlusse finden keine Anwendung auf die betreffenden Teile des Beihilfeantrags, wenn der Betriebsinhaber die
zustandige Behorde schriftlich dartber informiert, dass der Beihilfeantrag fehlerhaft ist oder seit Einreichung fehlerhaft
geworden ist, es sei denn, der Betriebsinhaber hat von der Absicht der zustandigen Behdrde Kenntnis erlangt, bei ihm
eine Vor-Ort-Kontrolle durchzufilhren, oder die zustandige Behodrde hat den Betriebsinhaber bereits Uber
Unregelmaligkeiten in Bezug auf den Beihilfeantrag unterrichtet.

Die nach Unterabsatz 1 erfolgte Mitteilung des Betriebsinhabers fuhrt zu einer Anpassung des Beihilfeantrags an die
tatsachliche Situation."



"Artikel 80 - Rickforderung zu Unrecht gezahlter Betrage

(1) Bei zu Unrecht gezahlten Betragen ist der Betriebsinhaber zur Riickzahlung dieser Betrage zuzlglich der gemaRd
Absatz 2 berechneten Zinsen verpflichtet. [...]

(3) Die Verpflichtung zur Ruckzahlung gemald Absatz 1 gilt nicht, wenn die Zahlung auf einen Irrtum der zustandigen
Behorde oder einer anderen Behdrde zurlickzufiihren ist, der vom Betriebsinhaber billigerweise nicht erkannt werden
konnte.

Bezieht sich der Irrtum auf Tatsachen, die flr die Berechnung der betreffenden Zahlung relevant sind, so gilt
Unterabsatz 1 nur, wenn der Ruckforderungsbescheid nicht innerhalb von zwdlf Monaten nach der Zahlung
Ubermittelt worden ist."

Art. 3 Abs. 1 der Verordnung (EG, Euratom) Nr. 2988/95 des Rates vom 18.12.1995 Uber den Schutz der finanziellen
Interessen der Europdischen Gemeinschaften lautet:Artikel 3, Absatz eins, der Verordnung (EG, Euratom) Nr. 2988/95
des Rates vom 18.12.1995 Uber den Schutz der finanziellen Interessen der Europaischen Gemeinschaften lautet:

"Artikel 3

(1) Die Verjahrungsfrist fur die Verfolgung betragt vier Jahre ab Begehung der UnregelmaRigkeit nach Artikel 1 Absatz
1. Jedoch kann in den sektorbezogenen Regelungen eine klrzere Frist vorgesehen werden, die nicht weniger als drei
Jahre betragen darf.

Bei andauernden oder wiederholten UnregelmaRigkeiten beginnt die Verjahrungsfrist an dem Tag, an dem die
Unregelmaligkeit beendet wird. Bei den mehrjahrigen Programmen lauft die Verjahrungsfrist auf jeden Fall bis zum
endgultigen Abschlul3 des Programms.

Die Verfolgungsverjahrung wird durch jede der betreffenden Person zur Kenntnis gebrachte Ermittlungs- oder
Verfolgungshandlung der zustandigen Behorde unterbrochen. Nach jeder eine Unterbrechung bewirkenden Handlung
beginnt die Verjahrungsfrist von neuem.

Die Verjahrung tritt jedoch spatestens zu dem Zeitpunkt ein, zu dem eine Frist, die doppelt so lang ist wie die
Verjahrungsfrist, ablauft, ohne daR die zustandige Behdrde eine Sanktion verhangt hat; ausgenommen sind die Falle,
in denen das Verwaltungsverfahren gemalfd Artikel 6 Absatz 1 ausgesetzt worden ist."

§ 8i Abs. 1 und § 19 Abs. 3 MOG 2007 lauten:Paragraph 8 i, Absatz eins und Paragraph 19, Absatz 3, MOG 2007 lauten:
"Regelung fur Auftreiber auf gemeinschaftlich genutzte Futterflachen

§8 8i. (1) Betriebsinhabern, die auf gemeinschaftlich genutzte Almen und Weiden Tiere auftreiben, wird die
beihilfefahige Flache entsprechend dem Anteil der von ihnen jeweils aufgetriebenen Tiere zugerechnet. Gemal3 Art. 73
Abs. 1 der Verordnung (EG) Nr. 1122/2009 mit Durchfihrungsbestimmungen zur Verordnung (EG) Nr. 73/2009
hinsichtlich der Einhaltung anderweitiger Verpflichtungen, der Modulation und des integrierten Verwaltungs- und
Kontrollsystems im Rahmen der Stutzungsregelungen fiir Inhaber landwirtschaftlicher Betriebe gemal3 der genannten
Verordnung und mit Durchfihrungsbestimmungen zur Verordnung (EG) Nr. 1234/2007 hinsichtlich der Einhaltung
anderweitiger Verpflichtungen im Rahmen der Stitzungsregelung fir den Weinsektor, ABIl. Nr. L 316 vom 30.11.2009 S.
1, finden Kirzungen und Ausschlisse keine Anwendung, wenn flr den auftreibenden Betriebsinhaber keine Umstande
erkennbar waren, die ihn an der Zuverlassigkeit des Antragstellers der Alm- oder Weidefutterflachen zweifeln lassen
hatten kénnen."Paragraph 8 i, (1) Betriebsinhabern, die auf gemeinschaftlich genutzte Almen und Weiden Tiere
auftreiben, wird die beihilfefahige Flache entsprechend dem Anteil der von ihnen jeweils aufgetriebenen Tiere
zugerechnet. GemaR Artikel 73, Absatz eins, der Verordnung (EG) Nr. 1122 aus 2009, mit Durchfihrungsbestimmungen
zur Verordnung (EG) Nr. 73 aus 2009, hinsichtlich der Einhaltung anderweitiger Verpflichtungen, der Modulation und
des integrierten Verwaltungs- und Kontrollsystems im Rahmen der Stitzungsregelungen fur Inhaber
landwirtschaftlicher Betriebe gemdal der genannten Verordnung und mit Durchfihrungsbestimmungen zur
Verordnung (EG) Nr. 1234 aus 2007, hinsichtlich der Einhaltung anderweitiger Verpflichtungen im Rahmen der
Stutzungsregelung fur den Weinsektor, Amtsblatt Nummer L 316 vom 30.11.2009 Seite 1, finden Kurzungen und
Ausschlisse keine Anwendung, wenn fur den auftreibenden Betriebsinhaber keine Umstande erkennbar waren, die
ihn an der Zuverlassigkeit des Antragstellers der Alm- oder Weidefutterflachen zweifeln lassen hatten kdnnen."
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"Vorschriften zu Bescheiden und Rickzahlung
§19. [...JParagraph 19, [...]

(3) Das Bundesverwaltungsgericht kann der AMA auftragen, gemal? den Vorgaben im Erkenntnis die entsprechenden
Berechnungen durchzufihren und das Ergebnis bescheidmaRig mitzuteilen."

3.3. Daraus folgt fur die eingebrachte Beschwerde:

1. Im vorliegenden Fall wurden im Hinblick auf das Antragsjahr 2011 eine beantragte Fldche von 22,73 ha, ein
"Minimum Flache/ZA" von 21,36 und eine ermittelte Fldche im Ausmald von 19,68 ha zugrunde gelegt. Daraus ergibt
sich eine Differenzflaiche von 1,68 ha, die - ohne Berucksichtigung der von der beschwerdefihrenden Partei
vorgelegten Erklarung gemall 8 8i MOG - dazu fuhren wirde, dass bei der Zuerkennung der EBP eine Flachensanktion
zu verhangen ware.1. Im vorliegenden Fall wurden im Hinblick auf das Antragsjahr 2011 eine beantragte Flache von
22,73 ha, ein "Minimum Flache/ZA" von 21,36 und eine ermittelte Flache im Ausmal von 19,68 ha zugrunde gelegt.
Daraus ergibt sich eine Differenzflache von 1,68 ha, die - ohne Berucksichtigung der von der beschwerdeflihrenden
Partei vorgelegten Erklarung gemald Paragraph 8 i, MOG - dazu fuhren wirde, dass bei der Zuerkennung der EBP eine

Flachensanktion zu verhangen ware.

Gemald Art. 73 Abs. 1 der VO (EG) 1122/2009 finden Kirzungen und Ausschlisse keine Anwendung, wenn der
Betriebsinhaber sachlich richtige Angaben vorgelegt hat oder auf andere Weise belegen kann, dass ihn keine Schuld
trifft. Eine Flachensanktion darf demnach nicht verhangt werden, wenn den Beschwerdefihrer kein Verschulden an
der wunrichtigen Beantragung trifft, wobei hier sowohl der Europaische Gerichtshof als auch der
Verwaltungsgerichtshof einen strengen Malstab anlegen (vgl. Kahl/Mdller, Recht der Unionsbeihilfen: Das
Osterreichische "Almchaos" aus unionsrechtlicher Sicht, in Jaeger/Haslinger [Hrsg], Jahrbuch Beihilferecht 2014, 519ff
mit Judikaturhinweisen). Die Beweislast dafur, dass ihn kein Verschulden trifft, tragt der Landwirt (VwGH 26.03.2010,
2009/17/0069). 8 8i Abs. 1 MOG 2007 beinhaltet eine spezielle Regelung fir Auftreiber auf gemeinschaftlich genutzte
Futterflachen.Gemal Artikel 73, Absatz eins, der VO (EG) 1122 aus 2009, finden Kirzungen und Ausschlisse keine
Anwendung, wenn der Betriebsinhaber sachlich richtige Angaben vorgelegt hat oder auf andere Weise belegen kann,
dass ihn keine Schuld trifft. Eine Flachensanktion darf demnach nicht verhangt werden, wenn den Beschwerdefiihrer
kein Verschulden an der unrichtigen Beantragung trifft, wobei hier sowohl der Europaische Gerichtshof als auch der
Verwaltungsgerichtshof einen strengen MaRstab anlegen vergleiche Kahl/Mller, Recht der Unionsbeihilfen: Das
Osterreichische "Almchaos" aus unionsrechtlicher Sicht, in Jaeger/Haslinger [Hrsg], Jahrbuch Beihilferecht 2014, 519ff
mit Judikaturhinweisen). Die Beweislast dafuir, dass ihn kein Verschulden trifft, tragt der Landwirt (VwGH 26.03.2010,
2009/17/0069). Paragraph 8 i, Absatz eins, MOG 2007 beinhaltet eine spezielle Regelung fur Auftreiber auf
gemeinschaftlich genutzte Futterflachen.

Die beschwerdeflihrende Partei gab als Auftreiber auf die gegenstandliche Alm eine Erklarung gemafis§ 8i MOG bei der
zustandigen Bezirkslandwirtschaftskammer ab, wonach sie sich Uber das Ausmal der Almfutterflaiche ausreichend
informiert habe und auch keine sonstigen Umstdnde vorgelegen seien, die Zweifel an den fachlichen Angaben
erwecken hatten mussen. Sie habe daher von der Zuverlassigkeit des Antragstellers (Almbewirtschafters) ausgehen
kénnen und somit die zumutbare Sorgfalt gewahrt.Die beschwerdefiihrende Partei gab als Auftreiber auf die
gegenstdndliche Alm eine Erklarung gemaR Paragraph 8 i, MOG bei der zustandigen Bezirkslandwirtschaftskammer ab,
wonach sie sich Uber das AusmaB der Almfutterfliche ausreichend informiert habe und auch keine sonstigen
Umstande vorgelegen seien, die Zweifel an den fachlichen Angaben erwecken hatten missen. Sie habe daher von der
Zuverlassigkeit des Antragstellers (Almbewirtschafters) ausgehen kdnnen und somit die zumutbare Sorgfalt gewahrt.

Wie sich aus der Beweiswirdigung ergibt, war den Ausfiihrungen der beschwerdefiihrenden Partei im Rahmen dieser
Erklarung Glauben zu schenken. Daher ist unter Bertcksichtigung von Art. 73 Abs. 1 der VO (EG) 1122/2009 iVm § 8i
Abs. 1 MOG 2007 im Hinblick auf das Antragsjahr 2011 betreffend die gegenstandliche AlIm davon auszugehen, dass
die beschwerdefihrende Partei an einer falschen Beantragung der Aimfutterflache kein Verschulden trifft und dass sie
die gebotene Sorgfalt gewahrt hat. Folglich ist im vorliegenden Fall von der Verhangung einer Flachensanktion gegen
die beschwerdeflhrende Partei Abstand zu nehmen und dem Beschwerdebegehren diesbezlglich stattzugeben.Wie
sich aus der Beweiswurdigung ergibt, war den Ausfihrungen der beschwerdefiihrenden Partei im Rahmen dieser
Erklarung Glauben zu schenken. Daher ist unter BerUcksichtigung von Artikel 73, Absatz eins, der VO (EG) 1122 aus
2009, in Verbindung mit Paragraph 8 i, Absatz eins, MOG 2007 im Hinblick auf das Antragsjahr 2011 betreffend die
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gegenstandliche Alm davon auszugehen, dass die beschwerdeflihrende Partei an einer falschen Beantragung der
Almfutterflache kein Verschulden trifft und dass sie die gebotene Sorgfalt gewahrt hat. Folglich ist im vorliegenden Fall
von der Verhdngung einer Flachensanktion gegen die beschwerdefiihrende Partei Abstand zu nehmen und dem
Beschwerdebegehren diesbezlglich stattzugeben.

Die an die AMA als belangte Behdrde gerichtete Verfigung, nach den Vorgaben in diesem Erkenntnis
(Nichtverhangung einer Flachensanktion betreffend die Winkler-Alpe) die entsprechenden Berechnungen
durchzuftuihren und das Ergebnis der beschwerdefihrenden Partei bescheidmaliig mitzuteilen, ergibt sich aus § 19 Abs.
3 MOG 2007.Die an die AMA als belangte Behorde gerichtete Verfligung, nach den Vorgaben in diesem Erkenntnis
(Nichtverhdngung einer Flachensanktion betreffend die Winkler-Alpe) die entsprechenden Berechnungen
durchzufihren und das Ergebnis der beschwerdefiihrenden Partei bescheidmaRig mitzuteilen, ergibt sich aus
Paragraph 19, Absatz 3, MOG 2007.

2. Da aus den genannten Umstdnden resultiert, dass die beschwerdeflhrende Partei an einer Falschbeantragung kein
Verschulden trifft, und schon aus diesem Grund die Flachensanktion zu entfallen hatte, musste auf die umfassenden
Beschwerdeausfiihrungen betreffend mangelndes Verschulden nicht ndher eingegangen werden.

Zum Ubrigen Beschwerdevorbringen ist Folgendes auszufiihren:

3. Grundsatzlich ist darauf hinzuweisen, dass Art. 58 VO (EU) 1306/2013 und ahnlich bisher Art. 9 VO (EG) 1290/2005
die Mitgliedstaaten verpflichten, im Rahmen der Gemeinsamen Agrarpolitik alle Rechts- und Verwaltungsvorschriften
sowie alle sonstigen MalRnahmen zu erlassen, um einen wirksamen Schutz der finanziellen Interessen der Union zu
gewahrleisten, insbesondere auch zu Unrecht gezahlte Betrage zuziglich Zinsen wiedereinzuziehen und wenn
notwendig entsprechende rechtliche Schritte einzuleiten. Dies wurde auch in Art. 80 Abs. 1 VO (EG) 1122/2009
festgelegt. Aus Vorgangerbestimmungen leitete der Europaische Gerichtshof das unbedingte Gebot der Rickforderung
von zu Unrecht gewahrten Pramien, auch aus den Vorjahren, ab (EuGH 19.11.2002, Rs C-304/00 Strawson (Farms) Ltd.
und J.A. Gagg & Sons, Rn 64). Dies hat zur Folge, dass aktuelle Kontrollergebnisse nicht unberucksichtigt bleiben
durfen. Auch der Verwaltungsgerichtshof hat in seinem Erkenntnis vom 09.09.2013,2011/17/0216, ausgesprochen,
dass die Verwaltungsbehorden insbesondere berechtigt und verpflichtet sind, die dem Unionsrecht entsprechenden
Konsequenzen zu ziehen und die Bescheide, mit denen die Betriebspramien in einer bestimmten Héhe (aber entgegen
dem Unionsrecht) zuerkannt worden sind, abzuandern.3. Grundsatzlich ist darauf hinzuweisen, dass Artikel 58, VO (EU)
1306 aus 2013, und ahnlich bisher Artikel 9, VO (EG) 1290 aus 2005, die Mitgliedstaaten verpflichten, im Rahmen der
Gemeinsamen Agrarpolitik alle Rechts- und Verwaltungsvorschriften sowie alle sonstigen Malinahmen zu erlassen, um
einen wirksamen Schutz der finanziellen Interessen der Union zu gewahrleisten, insbesondere auch zu Unrecht
gezahlte Betrdge zuzlglich Zinsen wiedereinzuziehen und wenn notwendig entsprechende rechtliche Schritte
einzuleiten. Dies wurde auch in Artikel 80, Absatz eins, VO (EG) 1122 aus 2009, festgelegt. Aus
Vorgangerbestimmungen leitete der Europadische Gerichtshof das unbedingte Gebot der Ruckforderung von zu
Unrecht gewahrten Pramien, auch aus den Vorjahren, ab (EuGH 19.11.2002, Rs C-304/00 Strawson (Farms) Ltd. und J.A.
Gagg & Sons, Rn 64). Dies hat zur Folge, dass aktuelle Kontrollergebnisse nicht unbericksichtigt bleiben dirfen. Auch
der Verwaltungsgerichtshof hat in seinem Erkenntnis vom 09.09.2013,2011/17/0216, ausgesprochen, dass die
Verwaltungsbehorden insbesondere berechtigt und verpflichtet sind, die dem Unionsrecht entsprechenden
Konsequenzen zu ziehen und die Bescheide, mit denen die Betriebspramien in einer bestimmten Hohe (aber entgegen
dem Unionsrecht) zuerkannt worden sind, abzuandern.

4. Insoweit sich die beschwerdefihrende Partei darauf beruft, dass die Ergebnisse friherer Vor-Ort-Kontrollen im
angefochtenen Bescheid keine Bertiicksichtigung finden wirden und sie sich gegen die Zugrundelegung des
Ergebnisses der Vor-Ort-Kontrolle des Jahres 2014 wendet, so ist darauf zu verweisen, dass sie nicht konkret darlegt,
warum diese Vor-Ort-Kontrolle mangelhaft sein sollte bzw. warum welche konkreten Flachen oder Schlage anders zu
bewerten gewesen waren, sodass das diesbezligliche Vorbringen - unter Bezugnahme auf eine Vor-Ort-Kontrolle aus
dem Jahre 2005! - als bloRe unsubstantiierte Behauptung zu werten ist.

Diesbezuglich wird auf die Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes verwiesen, wonach es nicht zweifelhaft ist,
dass sich Almflichen (etwa betreffend die Uberschirmung) verdndern kénnen und es Sache des jeweiligen
Antragstellers ist, diesen Veranderungen im Rahmen einer korrekten Antragstellung Rechnung zu tragen (VwGH
07.10.2013, 2012/17/0236).
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Der Verwaltungsgerichtshof hat weiters unter Hinweis auf die Mitwirkungspflicht der Parteien im Verfahren nach dem
AVG bei der Ermittlung des maligebenden Sachverhaltes ausgesprochen, dass die belangte Behdrde ohne konkrete
néhere Angaben des Berufungswerbers nicht gehalten ist, das Ergebnis der fachlich kompetenten Uberpriifung vor Ort
in Zweifel zu ziehen. Die Behdrde ist insbesondere nicht gehalten, aufgrund bloBer Vermutungen ohne weitere
konkrete Anhaltspunkte, in welcher Hinsicht die Beurteilung im Rahmen der Vor-Ort-Kontrolle unzutreffend ware, eine
neuerliche Uberpriifung durchzufiihren (vwGH 07.10.2013, 2013/17/0541).

Hinzuzuflgen ist, dass die beschwerdeflihrende Partei in ihrer Beschwerde angibt, dass die frihere amtliche Erhebung
eine beihilfefahige Flache im Ausmal3 von 75,20 ha festgestellt habe. Im Akt befindet sich jedoch kein Hinweis auf ein
solches FlachenausmaRB. Ursprtinglich beantragt wurden flr das Antragsjahr 2011 fur die gesamte gegenstandliche Alm
174,20 ha, die Vor-Ort-Kontrolle vom 18.08.2014 hat eine Almfutterflache von 134,07 ha festgestellt. Der von der
beschwerdeflihrenden Partei angefiihrte Wert ist jedoch erheblich geringer (in etwa die Halfte des aktenkundigen
Flachenausmalles) und es ist nicht nachvollziehbar, warum die beschwerdeflihrende Partei ein solches Flachenausmal3

angewendet wissen will.

5. Zum Begehren auf gegenseitige Verrechnung von Uber- und Untererkldrungen beruft sich die beschwerdefiihrende
Partei auf Erwagungsgrund 79 der VO (EG) 1122/2009. Dieser Erwagungsgrund hat jedoch keinen Niederschlag in den
normativen Bestimmungen dieser Verordnung gefunden. Es gilt vielmehr Art. 57 Abs. 1, wonach nur die angemeldete
Flache bertcksichtigt werden darf. Dartber hinaus legt Art. 12 Abs. 1 VO (EG) 1122/2009 fest, dass der Sammelantrag
die zweckdienlichen Angaben zur Identifizierung aller landwirtschaftlichen Parzellen des Betriebs zu enthalten hat. Als
ermittelt kdnnen gemal Art. 2 Z 23 VO (EG) 1122/2009 nur jene Flachen betrachtet werden, die korrekt identifiziert
wurden. Nur solche Flachen kénnen als Berechnungsgrundlage i.S.d. Art. 57 VO (EG) 1122/2009 herangezogen werden.
Die Identifizierung der landwirtschaftlichen Parzellen wird in Osterreich fiir den fraglichen Zeitraum in der INVEKOS-
GIS-V 2009, BGBI. Il Nr. 338/2009, konkretisiert. Konkret hatte die Identifizierung seit dem Jahr 2010 verpflichtend
durch Einzeichnen der Nutzungsgrenzen auf den fur den Betrieb zur Verfligung gestellten Luftbildern im INVEKOS-GIS
zu erfolgen (Digitalisierung der Flachen). Eine Mdglichkeit zur Verrechnung von nicht digitalisierten Flachen mit
fehlerhaft bewerteten Flachen wie im vorliegenden Fall ist den angefuhrten Rechtsgrundlagen jedoch nicht zu
entnehmen.5. Zum Begehren auf gegenseitige Verrechnung von Uber- und Untererklirungen beruft sich die
beschwerdefiihrende Partei auf Erwagungsgrund 79 der VO (EG) 1122 aus 2009,. Dieser Erwagungsgrund hat jedoch
keinen Niederschlag in den normativen Bestimmungen dieser Verordnung gefunden. Es gilt vielmehr Artikel 57, Absatz
eins,, wonach nur die angemeldete Flache bertiicksichtigt werden darf. Dartber hinaus legt Artikel 12, Absatz eins, VO
(EG) 1122 aus 2009, fest, dass der Sammelantrag die zweckdienlichen Angaben zur Identifizierung aller
landwirtschaftlichen Parzellen des Betriebs zu enthalten hat. Als ermittelt kdnnen gemaR Artikel 2, Ziffer 23, VO (EG)
1122 aus 2009, nur jene Flachen betrachtet werden, die korrekt identifiziert wurden. Nur solche Flachen kénnen als
Berechnungsgrundlage i.S.d. Artikel 57, VO (EG) 1122 aus 2009, herangezogen werden. Die Identifizierung der
landwirtschaftlichen Parzellen wird in Osterreich fiir den fraglichen Zeitraum in der INVEKOS-GIS-V 2009,
Bundesgesetzblatt Teil 2, Nr. 338 aus 2009, konkretisiert. Konkret hatte die Identifizierung seit dem Jahr 2010
verpflichtend durch Einzeichnen der Nutzungsgrenzen auf den fir den Betrieb zur Verfliigung gestellten Luftbildern im
INVEKOS-GIS zu erfolgen (Digitalisierung der Flachen). Eine Moglichkeit zur Verrechnung von nicht digitalisierten
Flachen mit fehlerhaft bewerteten Flachen wie im vorliegenden Fall ist den angeflihrten Rechtsgrundlagen jedoch nicht
zu entnehmen.

6. Die beschwerdefiihrende Partei bringt vor, es liege ein Irrtum der Behdrde gemaR Art. 80 Abs. 3 VO (EG) 1122/2009
vor, da diese bei friheren Priifungen zu anderen, héheren Flachenfeststellungen gelangt sei und sich der Antragsteller
daran orientiert habe. Der in der zitierten Bestimmung geregelte Grundsatz des Vertrauensschutzes sieht den Entfall
der Ruckforderung vor, wenn ein Behdrdenirrtum vorliegt, der vom Betriebsinhaber billigerweise nicht erkannt werden
konnte. Gegenstandlich liegt jedoch auch aufgrund des klaren Wortlautes der Bestimmung kein Behdrdenirrtum vor,
weil fehlerhafte Flachenangaben in die Sphare des Antragstellers fallen (BVerwG Deutschland 20.12.2012, 3 B 20.12).
Ein gutglaubiger Erwerb der zu Unrecht ausbezahlten Férderungssumme kommt schon deswegen nicht in Betracht, da
die hier skizzierte Bestimmung den Vertrauensschutz abschlieBend regelt (BVerwG Deutschland 29.03.2005, 3 B
117.04).6. Die beschwerdeflhrende Partei bringt vor, es liege ein Irrtum der Behdrde gemal Artikel 80, Absatz 3, VO
(EG) 1122 aus 2009, vor, da diese bei friheren Prifungen zu anderen, héheren Flachenfeststellungen gelangt sei und
sich der Antragsteller daran orientiert habe. Der in der zitierten Bestimmung geregelte Grundsatz des
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Vertrauensschutzes sieht den Entfall der Ruckforderung vor, wenn ein Behdrdenirrtum vorliegt, der vom
Betriebsinhaber billigerweise nicht erkannt werden konnte. Gegenstandlich liegt jedoch auch aufgrund des klaren
Wortlautes der Bestimmung kein Behdrdenirrtum vor, weil fehlerhafte Flachenangaben in die Sphare des
Antragstellers fallen (BVerwG Deutschland 20.12.2012, 3 B 20.12). Ein gutgldubiger Erwerb der zu Unrecht
ausbezahlten Forderungssumme kommt schon deswegen nicht in Betracht, da die hier skizzierte Bestimmung den
Vertrauensschutz abschliel3end regelt (BVerwG Deutschland 29.03.2005, 3 B 117.04).

7. Die beschwerdefuhrende Partei geht in ihrer Beschwerde weiters von einem Irrtum der Behdrde im Sinne des Art.
80 Abs. 3 VO (EG) 1122/2009 aus, weil sich die Messsysteme gedndert hatten. Nach den oben angefihrten
Rechtsvorschriften ist jedoch nur die tatsachlich genutzte Futterflache beihilfefahig. Mit Baumen bestandene Flachen
kdnnen nur insoweit beantragt werden, als auf ihnen die Nutzung der Futterfliche unter denselben Bedingungen
moglich ist wie auf Flachen, die nicht baumbestanden sind. Zur Erleichterung der Berechnung nach diesen beiden
Kriterien stellte die AMA im Jahr 2000 einen Leitfaden zur Verflgung, der die Ermittlung der Futterflache auf Almen
erleichtern sollte ("Almleitfaden"). In diesem Leitfaden wurde zur Erleichterung der Feststellung des
Uberschirmungsgrades, also der unproduktiven Flache unter Biumen, eine Abschitzung in Prozentschritten
vorgeschlagen. Fur die Feststellung der nach Abzug der Uberschirmten Flachen noch verbleibenden unproduktiven
Flachen, wie beispielsweise Gerolliflachen, wurde keine spezielle Vorgangsweise vorgeschlagen. Jeder Antragsteller
blieb dennoch verpflichtet, nur die beihilfefahigen Flachen zu beantragen (vgl. Pkt. 4 des Almleitfadens). Im Jahr 2010
stellte die AMA fur die Berechnung des sogenannten NLN-Faktors (= nicht landwirtschaftliche Nutzflache) zusatzlich ein
Berechnungsmodell zur Verfiigung, bei dem nach Abschitzung des Uberschirmungsgrades die Abschatzung der
brigen unproduktiven Fliche in 10 %-Schritten erfolgen konnte. Dabei handelte es sich nicht um eine Anderung eines
Messsystems oder der Messgenauigkeit. Eine verbesserte Messgenauigkeit erfolgte mit der verpflichtenden
Digitalisierung im Jahr 2010 und erfolgt laufend mit der Verbesserung der Luftbildqualitat. Inwiefern daraus der
beschwerdeflihrenden Partei ein Nachteil erwachsen ist, ware aber in der Beschwerde konkret darzulegen gewesen.
Die Beschwerde enthalt keine konkreten Angaben, bei welchen Schldgen sich Abweichungen ausschlief3lich durch den
neuen NLN-Faktor ergeben hatten.7. Die beschwerdefiihrende Partei geht in ihrer Beschwerde weiters von einem
Irrtum der Behdrde im Sinne des Artikel 80, Absatz 3, VO (EG) 1122 aus 2009, aus, weil sich die Messsysteme geandert
hatten. Nach den oben angefihrten Rechtsvorschriften ist jedoch nur die tatsachlich genutzte Futterflache
beihilfefahig. Mit Baumen bestandene Flachen kdnnen nur insoweit beantragt werden, als auf ihnen die Nutzung der
Futterflache unter denselben Bedingungen moglich ist wie auf Flachen, die nicht baumbestanden sind. Zur
Erleichterung der Berechnung nach diesen beiden Kriterien stellte die AMA im Jahr 2000 einen Leitfaden zur
Verflgung, der die Ermittlung der Futterflache auf Almen erleichtern sollte ("Almleitfaden"). In diesem Leitfaden wurde
zur Erleichterung der Feststellung des Uberschirmungsgrades, also der unproduktiven Fldche unter Bidumen, eine
Abschatzung in Prozentschritten vorgeschlagen. Fir die Feststellung der nach Abzug der Uberschirmten Flachen noch
verbleibenden unproduktiven Flachen, wie beispielsweise Gerdllflachen, wurde keine spezielle Vorgangsweise
vorgeschlagen. Jeder Antragsteller blieb dennoch verpflichtet, nur die beihilfefahigen Flachen zu beantragen vergleiche
Pkt. 4 des Almleitfadens). Im Jahr 2010 stellte die AMA fir die Berechnung des sogenannten NLN-Faktors (= nicht
landwirtschaftliche Nutzflache) zusatzlich ein Berechnungsmodell zur Verfigung, bei dem nach Abschdtzung des
Uberschirmungsgrades die Abschitzung der (ibrigen unproduktiven Fliche in 10 %-Schritten erfolgen konnte. Dabei
handelte es sich nicht um eine Anderung eines Messsystems oder der Messgenauigkeit. Eine verbesserte
Messgenauigkeit erfolgte mit der verpflichtenden Digitalisierung im Jahr 2010 und erfolgt laufend mit der Verbesserung
der Luftbildqualitat. Inwiefern daraus der beschwerdefihrenden Partei ein Nachteil erwachsen ist, ware aber in der
Beschwerde konkret darzulegen gewesen. Die Beschwerde enthalt keine konkreten Angaben, bei welchen Schlagen
sich Abweichungen ausschlieBlich durch den neuen NLN-Faktor ergeben hatten.

8. Auch was den von der beschwerdefiihrenden Partei angefihrten Irrtum der Behdrde bei der Berechnung von
Landschaftselementen betrifft, hat sie in ihrer Beschwerde nicht fallbezogen dargelegt, inwieweit daraus etwas fur sie

Zu gewinnen ware.

9. Das Vorbringen der beschwerdefihrenden Partei, gemafd Art. 21 VO (EG) 1122/2009 kénne ein Beihilfeantrag nach
seiner Einreichung jederzeit berichtigt werden, wenn die zustandige Behorde offensichtliche Irrtimer anerkenne,
vermag schon insofern nicht zu Uberzeugen, als nicht ausreichend konkret vorgebracht wurde, worin der
offensichtliche Irrtum gelegen sein soll. Grundsatzliche Voraussetzung fur die Anerkennung eines offensichtlichen



Irrtums ist die Widerspruchlichkeit des Antrages in sich, die einem sorgfaltigen Betrachter ins Auge springen muss, wie
etwa Ziffernstirze. Da auch sonst keine Umstande zu Tage getreten sind, die der Behdrde zur Zeit der Erledigung des
Antrages bekannt waren oder hatten bekannt sein mussen, aus denen ein Irrtum bei der Antragstellung ersichtlich
gewesen ware, hat die belangte Behorde zutreffend angenommen, dass Art. 21 VO (EG) 1122/2009 nicht greift (vgl.
VwGH 09.09.2013, 2011/17/0216; 26.03.2010,2009/17/0069).9. Das Vorbringen der beschwerdefihrenden Partei,
gemald Artikel 21, VO (EG) 1122 aus 2009, kénne ein Beihilfeantrag nach seiner Einreichung jederzeit berichtigt werden,
wenn die zustandige Behorde offensichtliche Irrtimer anerkenne, vermag schon insofern nicht zu Uberzeugen, als
nicht ausreichend konkret vorgebracht wurde, worin der offensichtliche Irrtum gelegen sein soll. Grundsatzliche
Voraussetzung fur die Anerkennung eines offensichtlichen Irrtums ist die Widersprichlichkeit des Antrages in sich, die
einem sorgfaltigen Betrachter ins Auge springen muss, wie etwa Ziffernstlrze. Da auch sonst keine Umstande zu Tage
getreten sind, die der Behdrde zur Zeit der Erledigung des Antrages bekannt waren oder hatten bekannt sein mussen,
aus denen ein Irrtum bei der Antragstellung ersichtlich gewesen waére, hat die belangte Behorde zutreffend
angenommen, dass Artikel 21, VO (EG) 1122 aus 2009, nicht greift vergleiche VwGH 09.09.2013, 2011/17/0216;
26.03.2010, 2009/17/0069).

10. Das Vorbringen der Verjahrung geht schon deshalb ins Leere, weil zwischen Auszahlung und Ruckforderung keine
vier Jahre verstrichen sind. Dies ist aber nach der - mangels Vorliegens einer sektorbezogenen Regelung hier
anzuwendenden - Regelung des Art. 3 Abs. 1 der "horizontalen" VO (EG, Euratom) 2988/95 Grundvoraussetzung fur
den Verjahrungseintritt. Zudem erfolgte am 18.08.2014 eine Vor-Ort-Kontrolle durch die AMA, durch die die
Verjahrungsfrist unterbrochen wurde (vgl. jingst VwWGH 29.05.2015, 2012/17/0198).10. Das Vorbringen der Verjahrung
geht schon deshalb ins Leere, weil zwischen Auszahlung und Riickforderung keine vier Jahre verstrichen sind. Dies ist
aber nach der - mangels Vorliegens einer sektorbezogenen Regelung hier anzuwendenden - Regelung des Artikel 3,
Absatz eins, der "horizontalen" VO (EG, Euratom) 2988/95 Grundvoraussetzung fur den Verjahrungseintritt. Zudem
erfolgte am 18.08.2014 eine Vor-Ort-Kontrolle durch die AMA, durch die die Verjahrungsfrist unterbrochen wurde
vergleiche jingst VWGH 29.05.2015, 2012/17/0198).

11. Dass Zahlungsanspriche als nicht genutzt beurteilt wurden, ergibt sich als Folge aus der Bestimmung des Art. 15
Abs. 1 der VO (EG) 1120/2009 und ist soweit nicht zu beanstanden.11. Dass Zahlungsanspriche als nicht genutzt
beurteilt wurden, ergibt sich als Folge aus der Bestimmung des Artikel 15, Absatz eins, der VO (EG) 1120 aus 2009, und
ist soweit nicht zu beanstanden.

12. Im vorliegenden Fall hat eine Vor-Ort-Kontrolle auf der gegenstandlichen Alm eine Reduktion der anteiligen
Almfutterflache ergeben. Das Ergebnis der Vor-Ort-Kontrolle wurde von der beschwerdefiihrenden Partei, wie oben
bereits ausgeflhrt, nicht substantiiert bestritten.

Die Behdrde war daher nach Art. 80 der VO (EG) 1122/2009 verpflichtet, jenen Betrag, der aufgrund des urspringlich
eingereichten Antrages zuerkannt worden war, der aber den aufgrund der Vor-Ort-Kontrolle sich ergebenden Betrag
Ubersteigt, zuriickzufordern (grundlegend VwGH 20.07.2011, 2007/17/0164; VwGH 09.09.2013,2011/17/0216; VWGH
17.11.2014,2013/17/0111).Die Behorde war daher nach Artikel 80, der VO (EG) 1122 aus 2009, verpflichtet, jenen
Betrag, der aufgrund des urspriinglich eingereichten Antrages zuerkannt worden war, der aber den aufgrund der Vor-
Ort-Kontrolle sich ergebenden Betrag Ubersteigt, zurtickzufordern (grundlegend VwGH 20.07.2011, 2007/17/0164;
VwGH 09.09.2013, 2011/17/0216; VWGH 17.11.2014,2013/17/0111).

13. Von der Durchfihrung einer miindlichen Verhandlung konnte gegenstandlich abgesehen werden, da das Verfahren
ausschlief3lich rechtliche Fragen betrifft und die Tatsachenfeststellungen nicht bestritten wurden. Das Gericht konnte
so aufgrund des schriftlichen Vorbringens entscheiden, ohne dass dies eine Verletzung von Art. 6 Abs. 1 MRK oder Art.
47 GRC bedeutet hatte (VwGH 20.03.2014, 2013/07/0146). Auch der Europdische Gerichtshof setzt offensichtlich
voraus, dass die Flachenermittlung im Rahmen des Integrierten Verwaltungs- und Kontrollsystems (INVEKOS) primar
auf Basis der vorliegenden Orthofotos zu erfolgen hat (vgl. EUGH Urteil vom 27.06.2013, Rs C-93/12 Agrokonsulting).13.
Von der Durchfuhrung einer mindlichen Verhandlung konnte gegenstandlich abgesehen werden, da das Verfahren
ausschliel3lich rechtliche Fragen betrifft und die Tatsachenfeststellungen nicht bestritten wurden. Das Gericht konnte
so aufgrund des schriftlichen Vorbringens entscheiden, ohne dass dies eine Verletzung von Artikel 6, Absatz eins, MRK
oder Artikel 47, GRC bedeutet hatte (VWGH 20.03.2014, 2013/07/0146). Auch der Europadische Gerichtshof setzt
offensichtlich voraus, dass die Flachenermittlung im Rahmen des Integrierten Verwaltungs- und Kontrollsystems
(INVEKOS) primar auf Basis der vorliegenden Orthofotos zu erfolgen hat vergleiche EuGH Urteil vom 27.06.2013, Rs C-
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93/12 Agrokonsulting).
3.4.Zu B)

GemdaR§ 25a Abs. 1 VwGG hat das Verwaltungsgericht im Spruch seines Erkenntnisses oder Beschlusses
auszusprechen, ob die Revision gemal Art. 133 Abs. 4 B-VG zulassig ist. Der Ausspruch ist kurz zu begriinden.GemaR
Paragraph 25 a, Absatz eins, VWGG hat das Verwaltungsgericht im Spruch seines Erkenntnisses oder Beschlusses

auszusprechen, ob die Revision gemal3 Artikel 133, Absatz 4, B-VG zulassig ist. Der Ausspruch ist kurz zu begrinden.

Die Revision gegen Spruchpunkt A) ist nicht zuldssig, da im gegenstandlichen Verfahren keine Rechtsfrage zu I6sen war,
der im Sinne des Art. 133 Abs. 4 B-VG grundsatzliche Bedeutung zukommt. Weder weicht die vorliegende Entscheidung
von der Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes ab, noch fehlt es an einer solchen Rechtsprechung. Zu
vergleichbaren Konstellationen, insbesondere die Ruckforderungsverpflichtung im Fall der Feststellung von
Flachenabweichungen im Rahmen einer Vor-Ort-Kontrolle siehe die oben unter 3.3. genannte Rechtsprechung des
VwGH.Die Revision gegen Spruchpunkt A) ist nicht zuldssig, da im gegenstandlichen Verfahren keine Rechtsfrage zu
I6sen war, der im Sinne des Artikel 133, Absatz 4, B-VG grundsatzliche Bedeutung zukommt. Weder weicht die
vorliegende Entscheidung von der Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes ab, noch fehlt es an einer solchen
Rechtsprechung. Zu vergleichbaren Konstellationen, insbesondere die Ruckforderungsverpflichtung im Fall der
Feststellung von Flachenabweichungen im Rahmen einer Vor-Ort-Kontrolle siehe die oben unter 3.3. genannte
Rechtsprechung des VWGH.
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